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Expedition :
« arl Friedrich - Straße Nr . 14 (Fernsprech ,
anschluß Sir . 1 »4), woselbst auch Anzeizen

in Empsang genoniinen werden.

Vorausbezahlung : vierteljährlich 3 „4 50
durch die Post im Gebiete der deutschen Postverwaltung, Briesträgergebühr eingerechnet, 3 J & 65
Einrückungsgobühr : die 6mal gespaltene Petitzeile oder deren Raum 25 Briefe und Gelder frei.

Unverlanatr Drnchachcii und Manuskriptewerde !, nicht zurückgegeben und es wird keiner¬lei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergütnugübcruoiniuen.

Strmtsmizeiger .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog
haben unterin 6 . Juli 1912 gnädigst geruht , die uach-
genannten Beamten landesherrlich anzustellen :

Den Handelslehrer Hermann Schlegel in Lörrachs
die Revisoren Gustav Stier in Bühl , Paul Frick in

Wertheim und August Wild in Wiesloch unter Ernen¬
nung zu Oberrevisoren ',

den Oberzahlmeister Johann Bauer beim Korpskom¬
mando der Gendarmerie ;

den Registrator Friedrich Albrecht bei der Oberdirek¬
tion des Wasser - und Straßenbaues unter Ernennung
zum Oberverwaltungssekretär :

den Bausekretär Albert Sick in Lörrach unter Ernen¬
nung zum Oberbausekretär .

Das Ministerium des Innern hat unterm 17. Juli
1912 den technischen Assistenten Hugo Dohns an der
Großh . KunstgewerbeschuleKarlsruhe zum Fachlehrer er¬
nannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 17. Juli
1912 derl Bureauassistenten Julius Kolb beim Statisti¬
schen Landesamt zum Revisor bei dieser Behörde ernannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 17. Juli
1912 den Bureauassistenten Karl Schäfer beim Statisti¬
schen Landesamt zum Verwaltungsaktuar bei dieser Be¬
hörde ernannt .

Mit Entschließung Großh . Ministeriums des Innern
vom 17. Juli 1912 wurde Obstbaulehrer Georg Thiem
an der Großh . Landwirtschaftsschule Augustenberg etat¬
mäßig angestellt.

Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Juli
1912 den Revisor Georg Schweinfurth in Waldshut dem
Bezirksamt Meßkirch zur Aushilfeleistung zugeteilt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 13 . Juli1912 den Revisor Wilhelm Koch in Mannheim zum Be¬
zirksamt Adelsheim versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Juli1912 den Revisor Ernst Löw in Kehl zum Bezirksamt
Waldshut versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Juli 1912
den Revisor Johann Greulich in Adelsheim in gleicher
Eigenschaft zum Bezirksamt Schwetzingen versetzt .

Mit Entschließung Großh . Ministeriums des Innern
vom 16. Juli 1912 wurde Amtsaktuar Adolf Herrmannin Wiesloch zum Bezirksamt Karlsruhe versetzt.

Die Organisation der Bezirksfinanzstellen betr .
Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit

Allerhöchster Staatsministerial - Entschließung d . d.
Schloß Eberstein , den 8 . Juli d. I . Nr . 772 gnädigst zu
genehmigen geruht , daß die Verwaltung der Zölle und
Reichssteuern im Amtsbezirk Rastatt , soweit sie jetzt dem
Hauptsteueramt Baden obliegt , mit Wirkung vom 1 . Ok¬tober d . I . von diesem abgetrennt und unter gleichzei¬tiger Aufhebung des Untersteueramts Rastatt dem Fi¬nanzamt Rastatt übertragen werde:

Hiernach umfaßt vom 1 . Oktober d . I . an der Ge¬
schäftsbereich A . des Finanzamts Rastatt die Verwaltung1 . der Landessteuern ,2 . der Zölle und Reichssteuern,3. der Amtskasse und

4. der Wasser- und Straßenbaukasse
im Amtsbezirk Rastatt .

Die Zoll - und Reichssteuergeschäfte des Untersteuer¬amts Rastatt gehen auf den genannten Zeitpunkt auf dasFinanzamt Rastatt über.
B . Des Hauptsteueramts Baden die Verwaltung1 . der Landessteuern ,2. der Reichserbschaftssteuer,3 . der Tabak - und Zigarettensteuer , der Branntwein -

und der Schaumweinsteuer , der Leuchtmfttel- undder Zündwarensteuer sowie der Zuwachssteuer,4. der Amtskasse,
5 . der Wasser - und Straßenbaukassem den Amtsbezirken Baden und Bühl ,

6. der Zölle und der vorher nicht genannten ReichZ-
steuern in den Amtsbezirken Baden , Bühl , Achern ,
Oberkirch und Kehl und

7. die Domänenverwaltung in den Amtsbezirken Ba¬
den und Rastatt , ruft Ausnahme von Sinzheim .

Die über die Zuständigkeit der Amtsstellen in Reichs¬
stempelsachen erlassenen besonderen Vorschriften bleiben
bestehen und sind für den Bereich des Finanzamts Ra¬
statt sinngemäß anzuwenden. Hiernach ist im Anitsbe -
zirk Rastatt hinsichtlich der Tarifuummer 4, 8a und 8d
zur Verlängerung bereits erteilter Erlaubniskarten für
ausländische Kraftfahrzeuge, ferner der Tarifnummern 9
bis 11 des Reichsstempelgesetzes vom 13. Juli 1909 die
Zuständigkeit des Finanzamts Rastatt , hinsichtlich der
Tarifnummern 6 und 7 die des Hauptsteueramts Baden
begründet .

Für die Erhebung der Reichsstempelabgabeu nach Ta¬
rifnummern 1 bis 3 und 5 bleibt das Hauptsteueramt
Karlsruhe zuständig.

Karlsruhe , den 17. Juli 1912 .
Großhcrzogliches Ministerium der Finanzen .

Aus Auftrag :
Moser . Fell .

Nicbt -Arntlicber Teil .
* Politische MochenriicklrUcke .

Der badische Landtag ist am Mittwoch dieser Woche bis
zum Herbst vertagt worden. Die im Herbst stattfindende
Nachsession soll sich nur mit der Gesetzesvorlageüber das Murgwerk befassen . — Die beiden Kam¬
mern hielten an den ersten Tagen der vergangenen Woche
niehrere Sitzungen ab, um die vorliegenden Aufgaben
noch rechtzeitig zu erledigen. Die Erste Kammer geneh¬
migte am Montag nach längerer Debatte das Finanzgescb .
Der Berichterstatter Geh. Rat Or . Bürklin führte aus ,daß die Lage unseres Staatshaushalts trotz des Fehlbe¬
trages von 1,6 Mill . befriedigend sei, er enipfahl aber auch
für die Zukunft weise Sparsamkeit und schob gegenüberdein bedrohlichen Anwachsen des Personalaufwandes die
Rücksicht aus den Steuerzahler in den Vordergrund .
Redner hob dann auf die Denkschriften ab , welche in groß¬
zügiger programmatischer Weise Zukunftsplüne behandel¬ten und regte an,

"die wichtige Frage der Vereinfachung der
Staatsverwaltung gelegentlich der Herbstsession zu er¬
örtern . Frhr . v . Stotzingen erklärte in der Debatte , daßer und andere Mitglieder des Hauses erwogen hätten , das
Budget abzulehuen, und zwar wegen der Nichtbewilli -
gung der Münchener Gesandtschaft seitens der ZweitenKammer . Ter Strich dieser Position sei sachlich nicht
begründet und staatsrechtlich unzulässig. Wenn die betr .
Mitglieder trotzdem für das Gesetz stimmten , so geschehees im Hinblick darauf , daß bei der gegenwärtigen Sach¬
lage die Ablehnung nur eine leere Demonstration wäre .Die Regierung möge die (Gesandtschaft einstweilen weiter
belassen und für die Ausbringung der erforderlichen Mit¬
tel gangbare Wege finden. Geh. Rat Lewald stellte sich
entschieden auf den Standpunkt , daß der Strich der Po¬
sition in versassungsinäßig gültiger Weise erfolgt sei .
Oberbürgermeister Or . Wilckcns erklärte , er hätte es
lieber gesehen , wenn sich seine politischen Freunde in der
Zweiten Kammer auf dein Boden der vorn Staatsminister
vorgeschlagenen Resolution gestellt hätten . Redner trat
aber der Auffassung entgegen, daß sich die nationalliberale
Fraktion von anderen als sachlichen Gründen leiten ließund meinte mit Exzellenz Lewald, daß ein Konflikt in
keinem Verhältnis zur Bedeutung der Münchener Ge¬
sandtschaftsfrage stehen würde. Staatsministrr Freiherr
v . Dusch ergriff darauf das Wort zu den Ausführungendes Freiherrn von Stotzingen . Da uns z. Zt . der steno-
grapische Bericht über die Sitzung noch nicht vorliegt ,verweisen wir unsere Leser auf die der „Karlsruher Zei¬tung " beiliegenden amtlickien Kammerberichte und dendarin enthaltenen Abdruck der Rede des Staatsministers .Geh. Kirchenrat Tröltsch äußerte sich im Sinne von Geh.Rat Lewald, während Freiherr v . Laroche und Freiherr
v. Stotzingen sich dagegen verwahrten , daß ihre Stellung -

(Mit einer Landtaasbeilaae.>

nähme aus einen Konflikt hinauslanfe . FinauzministcrRheinbvldt machte dann noch einige Ausführungen zumEtat , worauf die einstinimige Annahme des Finanzge -
setzes erfolgte:

Tie Erste Kammer nahm anr Montag noch die beidenwichtigen Gesetzentwürfe , betr. die Abänderung des
LaiidwirtsckMftskannncrgesetzcs und die Novelle zuiuWassergesetz einstimmig an . über die zum Teil sehr in -teressante Debatte zum Landwirtschaftskammergesetzun¬terrichtet unsere Leser ebenfalls der Amtliche-Kanunerbericht, auf den wir hiermit Hinweisen.An: Mittwoch bewilligte die Erste Kamnier die neugefor¬derten -stellen bei der Oberdirektion des Wasser - undStraßenbaues und brachte dann den Gesetzentwurf betr .die Eingemeindung von Sandhofen mit Mannheim , so¬wie ben Gesetzentwurf, betr . die Abtretung des Rheinau -gcblktes an Mannheim zur Verabschiedung . Annahmefand weiter der Gesetzentwurf betr. die Erhöhung derWarcnhanssteuer , schließlich wurde noch dem Gesetzent -Wurf betr . die Wahl der Landtagsabgeordneten in den 5größten Städten in der von der Zweiten Kammer be¬schlossenen Fassung (Notgesetz) die Zustimmung gegeben.Tie Zweite Kammer befaßte sich am Montag mit zweiInterpellationen . Die eine Interpellation , die der Abgg.Dr . Zehnter uild Gen. , lautete :

1 . Welche Stellung nimmt die Großh . Regierung gegenwär¬tig ein in bezug auf die Frage der Ausbeutung der Was¬serkräfte durch den Staat selbst »der durch private Un¬ternehmungen ?
2. Hat die Großh . Regierung Schritte unternommen undwas gedenkt sie noch zu tun , um die Gemeinden bei derAbschlicßung von Verträgen über die Einführung derElektrizität vor Schädigung durch ungünstige Verträge zuschützen?
3 . Was gedenkt die Großh . Regierung zu tun , um die kleine¬ren Installateure gegen die erdrückende Konkurrenz dergroßen Elektrizitätsgesellschaften zu schützen und ihneninsbesondere die Beteiligung bei der Herstellung von Orts -snstallationen offen zu halten ?
Die andere Interpellation , die der Abgg. Rebmannund Gen. , hatte folgenden Wortlaut :

Welche Maßnahmen gedenkt die Großh . Regierung zu'
ergreifen , um die Verwertung der für die Erzeugung vonElektrizität noch verfügbaren Wasserkräfte unseres Landesdem Lande selbst zu erhalten ; wie gedenkt sie insbesonderezu verhindern , baß die Ausbeutung unserer Wasserkräftedem Mouvpal van kartellierten Großgesellschaften verfällt ?Wie gedenkt sie das dadurch in seiner Existenz bedrohte '
mittlere und kleinere Jnftallateurgcwcrbe zu schützen undin welchem Umfang ist sie bereit, insbesondere ländlichenGemeinden bei Abschluß von Verträgen über Elektrizitäts¬anlagen wirksain beizustehen ?

Ter Minister des Innern , Freiherr von Bodman ,beantwortete die Interpellationen noch in derselbenSitzung mit längeren Darlegungen , deren Quintessenzfolgende ist :
Tie Regierung hat schon seit längerer Zeit dem wert¬vollen Besitz , den wir in den Großwasserkräften unseresLandes haben , ihre volle Aufmerksamkeit gewidmet. Be¬reits im Jahre 1908 hat die Regierung dem Landtageine,: Gesetzentwurf unterbreitet zur Abänderung des

Wassergesetzes , der auf jenem Landtag und auf dem
Landtag 1910, wo er erneut in veränderter Fassung ein¬
gebracht wurde, nicht erledigt worden ist, der aber jetztseine Erledigung gefunden hat . Der Grund¬
gedanke dieses Gesetzes ist , einer Verschleuderung der
Wasserkräfte entgegenzutreten, ihre großzügige und gc-
meinwirtschaftliche Ausnutzung zu ermöglichen und dabei
dem Staat und den öffentlich -rechtlichen Verbänden einen
Vorzug einzuräumen . Tie Regierung hat weiter zur Ver¬
wertung der Großwasserkräfte Stellung genommen tit
Leitsätzen, die im Jahre 1909 dem damals geschaffenen
Wasserwirtschaftsrat unterbreitet wurden und die auchdie Zustimmung jenes Kollegiums gefunden haben. Da -
mals hat die Regierung den Standpunkt eingenommen ,daß die Großwasserkräfte insoweit dem Staat vorzube-
halten und von ihm auszubauen seien, als sie für den
Staatsbedarf erforderlich sind, und dabei wurde in ersterReihe an den Betrieb der Eisenbahnen gedacht . Seitdem
ist nun die Möglichkeit , den Betrieb der Eisenbahnen
elektrisch zu gestalten, in etwas weitere Ferne gerückt .Neben den militärischen Bedenken , die schon damals her-
vorgekreten waren, sind auch wirtschaftliche Be¬
denken hervorgetreten, Zweifel daran, ob es wirj ^



fchaftlich vorzuziehen sei , die Bahnen elektrisch zu be¬
treiben , gegenüber dem jetzigen Dampfbetrieb . Ein Ver¬
such in dieser Beziehung wird ja jetzt mit der Wiesental¬
bahn gemacht , und von dem Ausfall dieses Versuches wird
die Beurteilung dieser Frage in der Zukunft abhängen.
Schon im Jahre 1907 ist die Regierung
dazu geschritten, festzustellen , welche Gewässer und welche
Gefällstufen für den Staat vorzubehalten seien , und man
hat damals schon das Murgwerk und eine Gcfällstufe am
Oberrhein in Aussicht genommen. Folgeweise hat die
Regierung dann , als von privater Seite um Konzessionen
für den Ausbau der Wasserkräfte der Murg eingekommen
wurde , das Gesuch abgelehnt , und ebenso hat sie ein sol¬
ches Gesuch um Ausbau der betreffenden Gefällstufe am
Dberrhein abgelehnt , sie ist auch darauf stehen geblieben, als
der benachbarte schweizerische Kanton Widerspruch erhob ,
indem er beanspruchte, seine Hälfte des Rheins zu einer
Anlage an Privatunternehmungen abzugeben. Die
Regierung hat ferner die Errichtung einer Kraftanlage
an einem Nebenfluß des Rheins im Oberlande verhin¬
dert , durch welche eine spätere großzügige Ausnutzung der
betreffenden Nebenflüsse durch Staubecken usw . gefährdet
worden wäre , und gegenüber Gesuchen und Vorschlägen ,
die wegen einer Ausnutzung des Titisees und des Schluch¬
sees mit ihren Abflüssen gemacht wurden , sich großer Zu¬
rückhaltung befleißigt . Die Regierung ist dann schließlich
zu deni Vorschläge gelangt , daß nun das Murgwerk von
Staatswegen errichtet und betrieben wird . Damit ist der
ferfte Schritt auf dem Wege getan , bedeutende Großwasser¬
kräfte des Großherzogtums durch den Staat selber auszu¬
nutzen . Es fragt sich nun : Soll man noch weiter gehen
und soll der Staat überhaupt die Großwasserkräfte des
Großherzogtums sich selbst Vorbehalten und selber aus¬
nutzen ? Natürlich kann nur von wirklichen Großwasser¬
kräften die Rede sein ; es kann nicht davon die Rede sein ,
daß der Staat etwa auch die kleineren Gefällstufen, die
kleineren Gewässer, die zum Gewerbebetrieb , zum Betrieb
einzelner oder weniger Anlagen dienen können, sich vor¬
behält und selber ausnutzt , sondern Großwasserkräfte, wie
sie entsteheil in den Niederdruckwerken an den Strömen
und in den Hochdruckwerken an den Schwarzwaldflüssen.
Es ist gewiß ein großer Gedanke, daß der Staat diese
Ausnutzung selber , auch die Elektrizitätsversorgung des
Landes , in die Hand nimmt . Das Bedürfnis nach Elek -
-trizität ist ja im ganzen Lande ein immer stärker und
ungeduldiger hervortretendes , und zwar , nicht nur auf
dem Gebiete der Industrie , sondern auch auf den Gebie¬
ten des Kleingewerbes und der Landwirtschaft. Wenn
auch die Idee einer Elektrokultur , also einer Entwicklung
'der landwirtschaftlichen Gewächse durch Bestrahlung mit
Elektrizität in den bisher angestellten Versuchen wenig¬
stens in Deutschland eine Bestätigung ihrer Ausführbar¬
keit ilicht gefunden hat , so bleibt doch auch für die Land¬
wirtschaft die Elektrizität ein außerordentlich wertvolles
Hilfsmittel schon wegen der Leutenot . Nun
ist aber darauf hinzuweisen, daß schon das Was¬
sergesetz nicht davon ausgeht , daß der Staat die großen
Wasserkräfte sich Vorbehalten und allein ausnutzen soll .
Es räumt ihm ja nur ein Vorrecht ein bei der Benutzung
der Wasserkräfte. Das Gesetz geht davon aus , daß nicht
nur der Staat , sondern daß auch andere öffentliche Ver¬
bände und auch Private die Wasserkräfte benutzen sollen .
Und in der Tat , ist die Frage , ob der Staat nun die sämt¬
lichen Grohwasserkräfte selber ausnutzen und die Werke
betreiben soll, zur Entscheidung noch nicht reif . Man darf
nicht unberücksichtigt lassen , welch große Kapitalien er¬
forderlich sind zur Errichtung solcher Kraftwerke, und
man muß auch beachten , daß ein gewisses Risiko mit dem
Betrieb dieser Werke verbunden ist . — Es ist ferner von
vielen Seiten behauptet worden und wird häufig schon
deinaheJvie eine feststehende Tatsache behauptet , daß der
Staat gar nicht geeignet sei , derartige Werke zu errichten
und zu betreiben ; er baue zu teuer und sei in seinen bu-
reaukratischen Organen zu unpraktisch, um nach kauf¬
männischen Gesichtspunkten zu arbeiten . Diese Ansicht ist
nicht zutreffend . Wenn der Minister dieser Ansicht wäre,
hätte er nicht das Murgwerk vorgeschlagen . Aber die Re¬
gierung muß erst durch das Murgwerk den Nachweis lie¬
fern , daß in der Tat ein derartiges Unternehmen wirt¬
schaftlich gerechtfertigt und nützlich ist, und daß der Staat
in seinen Organen vereigenschaftet ist, ein solches Unter¬
nehmen auszuführen und zu betreiben . Wir müssen also
die Erfahrungen niit dem Murgwerk abwarten . Wir
können aber nicht verlangen , daß nun alle Elektrizitäts¬
bedürfnisse des Landes zuwarten , bis diese Erfahrungen
gemacht sind , und wir müssen deshalb , wenn irgenwo
ein dringendes Bedürfnis nach derartigen Unternehmun - ;
gen hervortritt , auch auf dem Gebiete der Großwasser- ,
krüfte nachwievor auch Privatunternehmungen zulassen , i
Aber bei der Vergebung der Großwasserkräfte muß mit l
Vorsicht verfahren werden, und die Regierung muß jeden¬
falls dafür sorgen, daß einmal in der Tat bei der Ver¬
gebung der gewonnenen Elektrizität auch die Bedürfnisseber Bevölkerung entsprechend berücksichtigt werden, daß
also die Elektrizität zu angemessenen Preisen abgegebenWird rmd daß dabei auch soziale Gesichtspunkte berücksich -
tigt werden. Tie Regierung muß ferner dafür sorgen , ;Laß in einer absehbaren Zeit der Staat auch gegenüber !
Liesen große,! Unternehmungen Wieder freie Hand erhält .
Das ist ja geschehen bei den Kraftwerken von Laufenburg ;
und von Augst-Wyhlen und in einem gewissen Umfang I
auch bei dem Kraftwerk von Rheinfelden . Bei allen drei :
Kraftwerken ist ausdrücklich Vorbehalten, daß der Staat i
M öffentlichen Interesse die Konzession widerrufen kann, !

allerdings nur gegen Entschädigung. Bei den zwei spä¬
teren Kraftwerken , Laufenburg und Augst-Wyhlen, ist
aber außerdem die Konzessionsdauer beschränkt auf die
Zeitdauer von 80 Jahren , und es ist bestimmt, daß nach
80 Jahren die Anlagen unentgeltlich an den Staat fallen.
Wenn wir also in eine weitere Zukunft blicken, so sehen
wir , daß sich da für den Staat eine Möglichkeit der Ver¬
wertung von Grotzwasserkräften auch am Oberrhein in
größerem Umfange darbictet . — Was wir aber in , übri¬
gen verhindern müssen durch die Vorsicht in der Verge¬
bung und durch die Bedingungen der Vergebung , das ist
die Monopolstellung der Privatunternehmungen , und
zwar die Monopolstellung nicht nur der Privatunterneh¬
mungen , welche Großwasserkräfte verwerten , sondern der
Privatunternehmungen überhaupt , welche sich die Er -
Erzeugung und Verbreitung von Elektrizität zum Zweck
gestellt haben. Wenn null die Frage gestellt wird : Welche
Mittel haben wir gegenüber den Privatunternehmungen ,
um auf sie einen maßgebenden Einfluß auszuüben und
um eine Monopolstellung zu verhindern , so darf darauf
hingewiesen werden, daß schon nach dem bürgerlichen
Recht zur Überkreuzung von Eigentum anderer mit elek-
irischen Leitungen die Zustimmung des anderen erforder¬
lich ist, und daß sonnt zur Überkreuzung der im Staats¬
eigentum stehenden Grundstücke , Waldungen , Eisenbah¬
nen , Wege , Ströme schon nach privatrechtlichen Gesichts¬
punkten die Zustimmung des Staates erforderlich ist . Wir
haben aber außerdem in 8 30 des Straßengesetzes eine Be¬
stimmung , wonach die öffentl . Wege nur dann für Son¬
dernutzungen, die an sich mit dem Wege nichts zu tun ha¬
ben , in Anspruch genommen werden dürfen , wenn diese
Sondernutzung nicht im öffentlichen Interesse liegt .
Im übrigen , wenn die Sondernutzung nicht im
öffentlichen Interesse liegt , ist es Sache des
freien Ermessens der Behörde , ob sie die Be¬
nützung des Weges zulassen will oder nicht . Wir können
nun die Zulassung der Benutzung der öffentlichen Wege ,
sei es durch Überkreuzung , sei es durch Ausstellng von
Masten, sei es durch unterirdische Führung der Leitungen ,davon abhängig machen , daß die Unternehmungen sich ge¬
wissen Bedingungen unterwerfen , und zwar Bedingun¬
gen nicht nur im Interesse der öffentlichen Sicherheit ,
sondern auch wirtschaftlichen Bedingungen , Bedingungen
im Interesse der mit Elektrizität zu versorgenden Bevöl¬
kerung, Bedingungen mit einem Wort , die dazu dienen
sollen , eben die Monopolstellung zu verhindern . Den
Nachteil des Monopols haben wir ja darin zu erblicken ,
daß wenn eine Gesellschaft ein Gebiet auf eine Reihe von
Jahren zur ausschließlichen Versorgung mit Elektrizität
überantwortet bekommt, und wenn diese Gesellschast cs
fertig bringt , sich mit anderen Gesellschaften des Landes
zu verständigen, so daß die Gebiete gegenseitig abgegrenzt
werden, daß also

' die Konkurrenz durch gegenseitige
Verständigung ausgeschaltet wird , daß dann eine Rinsi-
bildung entsteht, die es den Privatunternehmungen er¬
möglicht, die Preise der Elektrizität nach eigenem Er¬
messen und lediglich aus dem Gesichtspunkte ihres eigenen
Nutzens festzusetzen. Also müssen die Maßnahmen , welche
die Regierung ergreift , dahin gehen, derartige Ringbil -
dnngen und derartige übermäßige Preisanfordcrnngen
zu verhindern . Auf Grund dieser der Regierung zustehen¬
den Befugnisse ist nun ein Doppeltes geschehen. Zunächst
einmal ist eine Fesfftellung der Bedingungen erfolgt , un¬
ter denen der Staat die Zustimmung zur Benützung des
Staatscigentumes durch eine Privatuntcrnehmung gibt,
also durch eine Elektrizitätsgesellschaft, die hier kurz E.
G. 3f . genannt sei . In diesen Bedingungen ist vom
Staate dargeboten die Benutzung des Staatseigentunis
in der bezeichneten Weise und zwar auf die Tauer von
25 Jahren , aber vorbehaltlich der Bestimmungen des 8 30
des Straßengesetzes , das heißt , daß wenn im öffentlichen
Interesse die Einräumung der Benutzung an eine andere
Unternehmung erforderlich ist , also z . B . zur Durchlci-
tung des Stromes durch eine Gemeinde oder durch eine
Gegend nach einer anderen Gemeinde oder Gegend, der
Staat in der Lage ist , diese Benutzung zu gestatten.
Eine weitere Leistung, welche der Staat dann
der Privatunternehmung für diese Verpflichtungen
gewähren würde , wäre das Recht der Enteignung , also
die Anerkennung , daß das Unternehmen im öffentlichen
Nutzen liegt und damit die Befugnis , ihre Leitungsmaste
und auch ihre sonstigen Anlagen , natürlich vorbehaltlich
der Entscheidung des Staatsministeriums ini einzelnen,
selbst gegen den Willen der beteiligten Eigentümer aufzu¬
stellen . Dagegen soll nun aber die E . G . T . verpflichtetwer¬
den, einen Plan vorzulegen , welche Gemeinden sie mit Elek¬
trizität versorgen will und in welcher Weise das geschehen
soll, also eine Darstellung des Leitungsnetzes usw . Die
Gesellschaft hätte dann auch die Verpflichtung zu über¬
nehmen, die sämtlichen Gemeinden der in Betracht kom-
inenden Gegend mit Elektrizität zu versorgen. Wenn
man der Privatunternehmung die Versorgung mit Elek¬
trizität überläßt , liegt ja die Gefahr , sehr nahe,
daß diese sozusagen die Rosinen aus dem Kuchen
nimmt , das heißt also, daß sie die Großbetriebe
und diejenigen Gemeinden versorgt , welche durch
den Besitz von Industrie oder infolge sonstiger Verhält¬
nisse ein gutes Abnahmegebiet darstellen , daß sie dagegen
die anderen Gemeinden liegen läßt und nicht versorgt.
Deshalb also soll die Verpflichtung ausgesprochen wer¬
den , alle Gemeinden zu versorgen. Allerdings kann man
darin nun nicht soweit gehen , daß man der Elektrizitäts -
Unternehmung zumutet , unter allen Umständen sämt¬
liche Gemeinden zu versorgen, sondern die Versorgung

mit Elektrizität ist an die Voraussetzung geknüpft, daß
eine Gemeinde für mindestens drei Jahre eine
Verzinsung und zwar eine Verzinsung von acht
vom Hundert derjenigen Mehrkosten garantiert , die
dadurch entstehen, daß die Gemeinde an daS Netz ange¬
schlossen wird . Es soll dann weiter der Gesellschaft die Ver¬
pflichtung auferlegt werden, bei Vermeidung einer Ord¬
nungsstrafe die Anlage innerhalb einer bestin,mten Zeit
auszuführen und in Betrieb zu setzen , sie aber nicht in
Betrieb zu setzen , bevor sie nicht durch die zuständige Be¬
hörde abgenomnien ist . Weiter wird der Gesellschaft die
Verpflichtung auferlcgt , mit den einzelnen Gemeinden
Verträge abzuschließen , deren Muster der Gesellschaft
mitgeteilt wird und auf welche ich nachher zu sprechen
komme . Eine weitere Verpflichtung ist die , daß nach je¬
weils 10 Jahren die Tarifsätze einer Durchsicht und
zwar im Sinne einer Ermäßigung zu unterziehen sind .
Auch soll dahin gewirkt werden, daß die Unternehmung
sich verpflichtet, Stron , von den staatlichen Werken zu be¬
ziehen und ihre eigenen Werke als Reserve und für
Spitzenbedarf zur Verügung zu stellen , also mit den
staatlichen Werken zusamnienzuarbeiten . Wenn die Er¬
laubnis erlischt , soll der Staat berechtigt sein, die An¬
lagen gegen Erstattung des Sachwertes in eigenen Besitz
zn nehmen. Weitere Bestinimungen betreffen die Auf¬
sicht über die Instandhaltung und den Betrieb der An-
läge. Wohl noch wirksanier als diese recht-
lichen Schritte des Staates ist der Schritt
des Staates , das. er eben selbst rin Werk
bctrcibt , und zwar ein Werk, welches eine erhebliche
Menge von Elektrizität auf den Markt wirft , und daß er
dainit selbst in der Rolle eines Wettbewerbers auftritt
und seinerseits dahin wirken kann , daß die Preise , welche
für Elektrizität gerechnet werden, angemessene sind .

Was nun die Frage des rechtlichen Schutzes der Ge¬
meinden anbelangt , so hat die Regierung einnml schon
in einem Erlaß vom 20 . März 1911 die Bezirksäinter
darauf aufmerksam geiuacht , von welchen Gesichtspunkten
sie bei der Genehmigung der Vertrüge der Gemeinden
über Elektrizitätsversorgung auszugehen haben. Diese
Gesichtspunkte haben nun in den Musterverträgen , die
hinausgegcben worden sind , eine nähere Ausführung
gefunden . Zum dritten Punkt betreffend den Schutz der
Installateure ist zu bemerken , daß in dieser Beziehung
sowohl in dem Erlaß über die Bedingungen der Genehmi-
niigung als in diesen Musterverträgen weitgehende Vor¬
kehr getroffen ist. Die Negierung hat sonach hinsichtlich
dieser beiden letzteren Punkte der Interpellationen alles
getan , was in ihrer Kraft steht , um sowohl die Gemeinden
als die Installateure zu schützen . Dieser Schutz wird sich
noch erheblich wirksamer gestalten, wenn einmal die Ab¬
teilung für Wasserkraft und Elektrizität errichtet ist und
damit weitere Kräfte zur Verfügung gestellt sind , um die
Versorgung des Landes mit Elektrizität einheitlich zu
gestalten.

In der Debatte wurden die vom Minister gemachten
Darlegungen sowohl , wie die Murgwerk -Gesetzesvorlage
selbst von den Sprechern aller Fraktionen gebilligt und
zum Teil mit lebhafter Anerkennung begrüßt . Dev
Minister des Innern ergriff darauf nochmals das Wort ,
um auf einzelne Anfragen zu antworten . Er be¬
tonte u . a . :

Es sind bezüglich des Murgwerks Bedenken geäußert
worden, insbesondere hat der Abgeordnete Dr . Zehnter
die Frage gestreift, ob es denn bei der heutigen Entwick¬
lung der Wärmekraftzentralen noch wirtschaftlich vor¬
teilhaft sei , daß Wasserkraftzentralen errichtet werden.
Selbstverständlich hat auch die Regierung diese Frage
an die Spitze ihrer Erörterungen und Erwägungen ge¬
stellt ; sie ist aber zur Bejahung der Frage gekommen .
Es ist weiter von den Kohlenprciscn und davon gespro¬
chen worden, daß sie eine steigende Tendenz haben. Vor
wenigen Wochen ist ein Aufsatz eines Bergassessors er¬
schienen, der sich mit den Kohleupreisen beschäftigt und
der auf Grund der Statistik des Deutschen Reiches nach¬
weist , wie die Kohlenpreise an den einzelnen Förder¬
stellen in Breslau , Dortmund und an der Saar in den
Jahrfünften 1880/84 bis 1905/09 gestiegen sind . Da
zeigt sich nun eine Preissteigerung für die Tonne in
Breslau von 6,2 auf 12,5 M . , in Dortmund von 4,5 auf
10,3 M . und an der Saar von 6 auf 11,9 M . Das ist
doch eine sehr eindringliche Lehre. Dazu kommt, daß
wir ja keine Kohlen im Lande haben. Auch kommen für
uns derartige Anlagen nicht in Betracht, die in unmittel -
barer Nähe von Kohlenbergwerken errichtet werden ; sie
wären viel zu weit von uns entfernt , denn bei der Fort¬
leitung des elektrischen Stromes kommt nicht nur der
Verlust an Stron , in Betracht , der in der Tat jetzt sehr
viel geringer geworden ist , als er früher war , sondern
auch die sehr erheblichen Kosten der Fernleitung . Wir
können ruhig an die Ausführung des Murgwerkes
herantreten , sie wird sich für die nächste Zukunft rentabel
gestalten und sie wird in einer ferneren Zukunft jeder
Konkurrenz gewachsen sein , wenn einmal die Tilgung
und die Abschreibung erfolgt ist . Was dann die einzel¬
nen Bedenken gegen den staatlichen Betrieb betrifft , so
handelt es sich hier in der Tat auch um eine Prinzipien¬
frage . Wenn aber das Bedenken erhoben worden ist ,
daß wir eine große Zahl von Beamten brauchen werden,
so ist dieses Bedenken wohl nicht begründet . Wenn
einmal das Werk gebaut ist , wird die Zahl der Beamten
keineswegs eine erhebliche sein. Die Verwaltung eines
solchen Werkes ist eine verhältnismäßig einfache Sache.
Ein Bedenken ist noch hervorgehobcn worden , näm¬
lich die Schädigung der landschaftlichen Schönheit.
Tie Erhaltung der landschaftlichen Schönheit liegt



auch dem Minister am Herzen, und er wird nach Mög¬
lichkeit darauf Bedacht nehmen, daß diese Schädigung
vermieden wird . Sie ist aber schon an sich nicht so groß,
wie man sie sich vorzustelleir geneigt ist . Es handelt sich
um Trockenlegung der Strecke der Murg von deni
Wehr an der Landesgrenze bis unterhalb des Ausgleichs-
beckens oberhalb Forbach, und es handelt sich
ferner beim zweiten Ausbau um Trockenlegung der
Strecke zwischen 'den Staubecken der Raumünzach und
des Schwarzenbachs und der Murg . Nun werden aber
alle drei Strecken überhaupt nicht völlig trocken gelegt,
weil sie Zuflüsse von der Seite erhalten . Insbesondere
erhält die Murg eine ganze Anzahl Zuflüsse vom rechten
Ufer her, die erhalten bleiben. Nach den Berechnungen
der Wassermengen kommt aber überhaupt eine Trocken¬
legung der Murg in einzelnen wasserreichen Jahren
überhaupt nicht in Betracht und in wasserarmeren Jah¬
ren schwankt sie zwischen 70 Tagen , also 2 Monaten und
150 Tagen , also etwa 6 Monaten . Aber auch da blei¬
ben die seitlichen Zuflüsse. Ob man nun auch im In¬
teresse der Fischerei eine weitergehende Vorsorge treffen
kann, indem man etwa eine Mindestmenge Wasser
immer in der Murg läßt , das bedarf noch einer beson¬
deren Prüfung . Die Durchführung einer derartigen
Bestimmung würde einen Verlust an Kraft bedeuten,
der wirtschaftlich abzuwägen wäre . Die Regierung wird
sich aber auch über diese Frage später noch eingehend zu
unterhalten haben . — Die Besprechung der Interpellation
wurde sodann geschlossen.

In derselben Sitzung wurde der III . Nachtrag zum
Staatsvoranschlag , Hauptabteilung IV , Titel XVII :
Verwaltungszweige der Oberdirektion des Wasier- und
Straßenbaues genehmigt . In diesem Nachtrag wird
das Personal zur Errichtung einer besonderen Abteilung
im Bereiche der Oberdirektion des Wasser - und Straßen¬
baues verlangt , und zwar zu dem Zwecke, uni die Ver¬
wendung der Elektrizität und iiberhaupt alle Fragen
zu bearbeiten einschließlich der des Murgwerks , die in
dieses <M:biet einschlagen. Insbesondere soll sie auch die
Beratung der Gemeinden übernehmen .

Am Dienstag begründete Abg . Willi (Soz .) einen auf
seinen Namen lautenden Antrag , den Ausbau des Ge¬
werbeaufsichtsamts betr . Der Antrag besagt folgendes :

„Die Kammer beschließt, die Regierung zu ersuchen : 1 . das
Gewerbeaufsichtsamt derart auszubaucn , daß eine genügende
Anzahl von Hilfsbcamten aus den Kreisen - der Arbeiter und
Arbeiterinnen angestellt wird , damit alle der Inspektion unter
stellten Betriebe wenigstens einmal jährlich kontrolliert und die
Betriebe , bei welchem sich Anstände ergeben , nachkontrolliert
werden können ; 2 . für das Baugewerbe die Kontrolle so aus¬
zugestalten , daß unter Zuziehung von Vertretern aus Arbei¬
terkreisen als Hilfskräfte eine ausreichende Kontrolle geschaf¬
fen wird .

"

Die Kommission hatte den Antrag Willi abgelehnt . Der
Minister des Jnuern erklärte , daß wir in
der Hauptsache auf dem Wege der Entwick¬
lung des Gewerbeaufsichtsamtes seien, wie es der
Antrag wolle. Doch könnne das Tempo nicht beschleu¬
nigt werden. Die Kammer möge deshalb den ersten Teil
des Antrags ablehnen . Gegen den zweiten Punkt des An¬
trags habe er nichts einzuwenden . Bezüglich des Beizugs
der Hilfskräfte müsse sich die Regierung freie Hand Vorbe¬
halten . Der erste Teil des Antrags wird ab¬
gelehnt, der zweite Teil angenommen . -— Abg . Willi
(Soz .) berichtete sodann namens der Budgetkommission
über den Antrag der Abgg. Kolb und Gen . : „Die Unter¬
zeichneten beantragen , die Regierung zu ersuchen , in das
nächste Budget für Zwecke der Arbeitslosenfürforge bis zu
100 000 Mark einzustellen.

" Tie Kommission hatte mit
Mehrheit beantragt , den Antrag anzunehmen . Minister
Freiherr von Bodman erklärte , er könne die Zustimmung
der Regierung nicht in Aussicht stellen . So lange sich das
Reich nicht zur Einführung einer Zwangsversicherung für
Arbeitslosigkeit entschließt, ist diese Angelegenheit Sache
der Städte . Der letzte Städtetag habe nun bezüg¬
lich der Arbeitslosenversicherung eine Resolution
angenommen und diese an den Bundesrat gesandt
welcher sie seinerseits deni Reichskanzler überwies , was
so viel heißt , daß das Reich sich mit der Sache befassen
wird . Tie Angelegenheit sei also im Marsch, und wenn
die Sache irn Bundesrate zur Erörterung steht , werde auch
die badische Regierung Mitwirken . Der Antrag der Kom¬
mission wurde hierauf mit Mehrheit angenommen . —
Am Mittwoch gab die Zweite Kammer ihre Zustimmung
zn einem sozialdemokratischen Anträge , der eine Enquete
über die Verdrängung des bäuerlichen Kleinbesitzes durch
den Großgrundbesitz verlangt .

(Schluß folgt am Montag .)

Deutsches Weich.
Die Kaiserin besuchte nach einer Meldung aus Wil¬

helmshöhe am Freitag nachmittag die Krippe in der
Weserstraße und dann das Rote Kreuzkrankenhaus in
Kassel .

Prinz Waldemar von Preußen besichtigte nach seinem
bereits gemeldeten Eintreffen in Petersburg das Win¬
terpalais und begab sich darauf in Begleitung des Gra¬
fen Grabbe zu dem Englischen Ouai , um sich mit deni
Torpedoboot „ Woiskowoi" , nach der Jacht „ Standart "
zu begeben . Anivesend waren der Marineminister , der
Chef des Marine - Generalstabs , der Hafeninspektor und
die Mitglieder der deutschen Botschaft. Um 1 Uhr nach¬
mittags lichtete das Torpedoboot die Anker. Auf der
„Standart " wurde der Prinz vom russische« Kaiserpaar
empfangen.

Die Staatsregürnng von Schwarzburg -Rudolstadt der-
fügte die Überweisung einer Teuerungszulage in Höhe
von 8 Prozent des Gehaltes an sämtliche Staatsbeamte
und Volksfchullchrerdes Landes für das laufende Jahr .
Ties erfordert eine Ausgabe von rund 130000 M . , wo¬
für die nachträgliche Genehmigung des Landtags erfor¬
derlich ist.

Die deutsch- französische Kommission, die seit Mitte
Juni in Bern tagte , um die Ausführungen des deutsch-
französischen Abkommens vom 4 . November 1911 in die
Wege zu leiten , hat heute ihre Arbeiten beendet. Die
Arbeiten haben für beide Teile einen durchaus befriedi¬
genden Verlauf genommen. Ihr nächster Zweck hat
darin bestanden , die technische Tätigkeit der an Ort und
Stelle zu entsendenden Abgrenzungskommission vorzu¬
bereiten . Sodann sollte eine Vereinbarung über die Mo-
dalitäten und Daten für die Übergabe der Gebiete, die
abzutreten sind getroffen werden . Die Kommission hat
diese Aufgabe in der Weise gelöst , daß sie über jede der
beiden Fragen den Text für eine Vereinbarung festlegte,
die den Regierungen zur Ratifizierung unterbreitet wer¬
den sollen . Darüber hinaus ist, es der Kommission ge¬
lungen , die im Kongoabkommen in Aussicht genommenen
speziellen Vereinbarungen über konzessionierte Gesell¬
schaften durch einen Entwurf vorzubereiten , der in 5
Artikeln diese schwierige und umfangreiche Materie zu
regeln bestimmt ist. Gestern veranstaltete der Bundesrat
für die Delegierten ein Festmahl .

AusranL.
Bern , 19. Juli . Der Verwaliungsrat der schweizerischen

Bundesbahnen hat beschlossen , den Bau des zweiten Simplon -
tunnels in eigener Regie auszuführen .

Dublin , 19. Juli . Die Polizei verhaftete acht Anhängerinnen
des Frauenstimmrechts , die an den gestrigen Vorfällen beteiligt
waren . In ihren Wohnungen fand man Schießpulver ,
Petroleum und andere entzündliche Stoffe .

Tokio, 20 . Juli . Nach einer Meldung des Reuterschen Bu¬
reaus ist der Kaiser von Japan an einem Magenleiden erkrankt ;
gestern hatte er einen Ohnmachtsanfall .

Grossberzogtum Kaden .
Karlsruhe , 20. Juli .

Ihre Majestäten der König und die Königin von
Württemberg haben gestern nachmittag Ihrer König¬
lichen Hoheit der Großherzogin Luise einen Besuch auf
Schloß Mainau abgestattet.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog erteilte heute
in Schloß Zwingenberg folgende Audienzen : Dem
Staatsanwalt Meier und dem Vorstand der Kultur¬
inspektion Oberbauinspektor Schätzle in Mosbach, dem
Bezirkstierarzt Or . Fries in Boxberg und dem Hofrat
Or . Propfe in Binau .

* * Fericnsonderzüge. Die Fahrkarten für den am
1. August d. I . von Basel SBB . über Karlsruhe —Mann -
heim nach Köln, Bremen und Hamburg zu ermäßigten
Preisen abgehenden Feriensonderzug sind auf den Halte¬
stellen des Zugs jetzt schon erhältlich . Sämtliche Fahr¬
karten ab Karlsruhe liegen auch in Pforzheim auf . Tie
Fahrkarten ab Konstanz, Singen , Lahr Stadt und Kehl
(Straßburg i . E .) berechtigen bis zu derjenigen Station ,
ab welcher der Sonderzug benützt wird , zur Fahrt mit
fahrplanmäßigen Eil - oder Personenzügen .

In Hamburg und Bremen können die Inhaber von
Feriensonderzugkarten ermäßigte Rückfahrkarten nach
den Nordfeebädern erhalten , die ebenfalls 2 Monate gül¬
tig sind. Ferner können jetzt schon die Fahrkarten nach
Neu -Ulm, Augsburg und München für die am 6 . und
9 . August d . I . verkehrenden Feriensonderzüge gelöst
werden. Da bei den beiden letzteren Zügen der Fahr¬
kartenverkauf 2 Tage vor dem Abgangstag der Züge ge¬
schlossen wird , empfiehlt es sich , die benötigten Fahr¬
karten möglichst frühzeitig zu lösen .

Baden - Oos , 19. Juli . Das Militärluftschiff Z . 3 ist heute!
nachmittag 5 Uhr 50 Min . zu einer 2vst« ndigen Fahrt aufge -
stiegen .

Baden - Oos , 20. Juli . Das Militärluftschiff „Z . 3 " ist um
11 Uhr 27 Min . wieder über der Halle erschienen und um 11
Uhr 47 Min . glatt in derselben geborgen gewesen . Die vor -»
geschriebene 20stündige Probefahrt wurde also bis auf 2 Stun¬
den absolviert , doch ließen drohende Gewitter die Landung rar -
sam erscheinen.

Aus der Residenz.
* Im Stadtgartentheater feierte gestern Offenbachs „ Schöne

Helena " wieder einmal die gewohnten Triumphe . Tie Regi «
hat sich redlich Mühe gegeben, den, unverwüstlichen Werk einen
würdigen Rahmen zu schaffen, sofern der Bühnenraum und die
vorhandene Einrichtung cs erlaubten . Weit reichte die Er¬
laubnis ja nicht , doch traf dasiir die gesangliche und darstelle¬
rische Leistung im großen und ganzen durchaus den Stil , der
den Intentionen Offenbachs entspricht und der durch Kulissen -
reißcrci schlechthin nicht erreicht wird , sondern fordert , daß mit
einer Art heiligen Ernstes parodiert wird . Die Titelrolle lag
in den Händen Frl . Schönbecks, der cs weder an Üppigkeit der
Erscheinung noch a » Lebendigkeit des Spiels noch an stimmli¬
chen Mittel, ^ gebrach. Sie hatte ein würdiges Pendant in dem
prinzlichen « chäfer des Herrn Verhetzen, dessen flottes Spiel
und trefflicher Gesang in jeder Hinsicht befriedigten . Herr
Ander war ein prachtvoll spitzbubenhafter KalchaS, Herr Sam¬

berg ein Menclaus , wie er komischer kaum gedacht werden
kann . Tie Rolle des Achill hatte in Herrn Rothkappel einen
vorzüglichen Vertreter gefunden , die des Oreft wurde von Frl .
Marfckmll in fidcler Weise verkörpert. Auch die übrigen Mit¬
wirkenden . vor allem auch der Dirigent , Herr Heller , wurden
ihren Aufgaben gerecht, so daß die Aufführung ohne störenden
Mißklang blieb .

Tie Kriegsmarine -Ausstellung im Rollschuhpalast in Karls¬
ruhe erfreut sich fortgesetzt des regsten Interesses aller Be¬
wohner von Stadt und Land . Ter Besuch ist sehr gut und steigt
noch von Tag zu Tag . Von heute ab bleibt die Ausstellung
täglich bis 10 Uhr abends geöffnet , damit auch alle diejenigen ,die tagsüber beschäftigt sind, Gelegenheit haben , die Ausstellung
besuchen zu können.

Werteste Wcrchvrchten rrnö Gekegverrnrne .
Kaiser Wilhelms Nordlandreisc.

Balcstrand , 19. Juli . Die zunehmende warme Witte¬
rung erlaubt dem Kaiser, sehr fcksöne Spaziergänge zu
machen . Zur Frühstückstafel waren heute außer dem
Staatssekretär des Reichsschatzamts Kühn die Famlig der
Professoren Dahl und Unger geladen . An Bord ist alles
wohl.

Balestrand , 19. Juli . Der Kaiser besuchte heute nach¬
mittag die englische Jacht „Rasvenska" .

Balestrand , 20 . Juli . Der Besitzer der englischen Jacht
Rasvenska mit feinen Gästen wurde gestern vom
Kaiser zur Frühstückstafel geladen . Heute Vormittag
unternahm der Kaiser einen Spaziergang . Das Wetter
ist nicht klar, aber warm . An Bord ist Alles wohl.

Zur Beschießung der Dardanellen .
Rom, 19. Juli . Die Ag . Stef . meldet: Bei der Regierung

ist nichts über die Aktion der italienischen Torpedoboote
vor den Dardanellen bekannt . Der Flottenkommandant
war allerdings darüber informiert , daß, wie auch aus¬
ländische Zeitungen berichteten , türkische Torpedoboote
die Dardanellen verlassen , um einzelne italienische Flot¬
teneinheiten anzugreifen . Es ist daher möglich, daß
italienische Torpedoboote ihnen entgegengefahren sind .
Es wäre aber unsinnig , anzunehmen, fünf Torpedoboote
wollten die Dardanellen forcieren. So ist das Bom¬
bardement von seiten des Forts entweder mit der jetzt
herrschenden Panik zu erklären oder mit der Absicht, einen
Vorwand für die erneute Schließung der Dardanellen
zu schaffen, wie dies bereits durch Depeschen als Beschluß
des zurückgetretenen Kabinetts gemeldet wurde .

Konstantinopel, 20 . Juli . Laut Beschluß des Mini -
sterrates werden die Dardanellen vorläufig nicht gesperrt
Es wird aber die Rinne für die freie Fahrt um die
Hälfte enger gemacht.

Bern , 20. Juli . Die deutsch -franzsische Kongokommission
Unterzeichnete gestern das Protokoll, das den Wortlaut
der den beiderseitigen Regierungen zu unterbreitenden
Vereinbarungen enthält .

Madrid , 20 . Juli . Der Korrespondent des „Universo "
in Orense übermittelt ein aus Verin stammendes Tele¬
gramm , nach dem in Oporto und Liffabon Revolutionen
ausgebrochen sein sollen . Die offiziellen Kreise sind ohne
Nachricht .

Werschieöenes »
Berlin , 19 . Juli . Da » Torpedoboot „G. 110 " kam gestern

abend bei einem Nachtangriff S . M . S . „Hessen" zu nahe und
wurde in der Höhe des Hinterturmes angerannt . Leider ka¬
men , bei der Kollision drei Mann des Torpedobootes ums -
Leben .

Witten an der Ruhr , 20. Juli . Hier sind 215 Erkrankungen
an Typhus und acht - Todesfälle vorgekommen. Ihre große
Ausbreitung gewann die Epidemie erst , als bei Gelegenheit
eines Kriegerfestes zahlreiche Personen infizierte Milch getrun¬
ken hatten .

Verantwortlich für die Redaktion :
Chefredakteur C. A m e n d in Karlsruhe .

Druck und Verlag :
B . Braunfche Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .

Hotel NATIONAL
Crößter Komfort der Neuzeit
Park = Tennis

C.341 Deutsche Leitung.

in gm . Mus 8lmh , Msrulje. in MG.
Größtes Spezialgeschäft in Besatzartikeln, aller Arten 3 es tz-
stoffen , Passementerien , Spitzen, Knöpfen, Weißwaren , .( a ,d-
schuhen, Strümpfen , Krawatten , Fächern , Sportjacken , Mutzen

Ständiger Eingang von Neuheiten . — Telephon 372 .
Blusen , Unterröcke usw . sehr preiswert . C. i4

Stets ißeues
bringt der « nzelgenteil kür die
Leser der Biarlsruber Leitung .
Berufen Sie slcd bitte bet
Einkäufen auf das Angebot .
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MgsMme -Ausstellung
bis 4. August 0 . 3s. im WWWast in kurlsruhe

fl . öffnet von 10— 1 u . 2 — 10 Uhr abend?-, heute u . morgen
nur bis 7 Uhr. Vertreten sind u . a . alle Kriegsschiffs -
t lassen in prächtigen. künstlerisch ausgeführten Modellen,
olle Seekriegs Waffen in kriegsbrauchbarem Zustande
-Torpedos , Secminen , Schnelladekanonen, Maschinen-
ivaffen, Riesengeschosse usw .st auch völkerkundliche
Gegenstände aus den Kolonien usw .

Las
'

wird int WM«
- « geM = —

Eintrittspreis : 50 Pf ., Kinder unter 10 Jahre 25 Pf .,
Arbeiter, Arbeiterinnen und Unterbeamte 25 Pfg . (durch
Vermittlung der Arbeitgeber bezw . Vorgesetzten Behörden).
Täglich mehrere Führungen und Vorträge . Hauptvortrag
5 u . 9 Uhr (Sonntags auch 11% Uhr vorm. ) , abends durch
Herrn Kapitänlcutnant Mumm oder Herrn Kapitän¬
leutnant Röpke über : „ Verwendung und Wirkung der
Seekriegswaffen in der modernen Seeschlacht " . 11.41

Es ladet ein :

Mischer Landesverband des Deutschen Menverelns .

RttidenHMtt
Waldstrasse 30

SensaliBnelles Mtla - Programm
vor Sonntag , i . 20. bis inkl , Dienstag, 1 23. Jnli 1912

Polydors Verlobung . Humoreske.
Kinematographischer Wochenbericht .
Posemuckel . Xonbild.
Metamorphosen . Ein Meisterwerk der Kinematographie.

Die schwarze Katze
Großes kinematographisches Schauspiel in 3 Akten .

In der Hauptrolle
Wanda Treumann . Viggo Larsen .

Spieldauer über 1 Stunde .

HOTEL und RESTAURANT

Friedrichshcif
(Direktion : G . Münzer )

Erstes und größtes Restaurant
der Residenz mit eleganter

Weinstube
Weine nur direkt vom Produzenten und ersten Firmen

Vorzügliche Biere der Brauerei Sinner , firiinuiinkel
Münchner Kochelbräu B .936
Bestgepflegte Küche

Reichhaltige Speisekarte
GroBe und kleine Lokalitäten

Schöner schattiger Garten .
Wöchentlich 2 — 3 Militär - Konzerte .

E. Muilsche HoshWnMei und Verlag , Karlsruhe i. B.

Berggesetz
für das

Großherzogtum Baden
vom

22 . Juni J890
nebst

Vollzugsvorschriften
Amtliche Ausgabe

preis M 02» ßl .V

3n beziehen durch jede ruchhaudiuuß sder öireft som «erlaß.

Miltenberg a . Main. Park - Hotel garni .
Besitzer : Carl Gottfried Wolberh Komfortab . einger . Zimmer,
(ca . 100 Betten ) v . 1 .20 au ohne Pension . Zentralhzg . , elektr .Licht .
Bäder . Billard . Autogarage . Schöner Garten . Telephon Nr . 147 .

Nordseebad

Scheveningen
via Emmerich

Man verlange Prospekt . 0 -668

Ein unverbindlicher Be -
J such derÄussteliungs -

'Es : räume der :©g *3\

cfZtjstel & ojrst ,
. in Karlsruhe,W&ldstrÄ
bietet einen Überblick
über die ungewöhnlich

'

reichhaltige Auswahl
f geschmackvoller '

i WohimasBancIilaafm [
[ in den verschiedenstem '^
’

Preislagen gkskss]
! DieHofinöbelfabrik '

J .LDistelliorsl
[ liefertauch einfache,aber!
gediegeneMöbel und

[ leistet weitgehendste
j'cxaGaranliefür 1 (ZW
erstklassige Arbeit . $ §

u

Spezialität ;

Fidelitas - Bier
Besondere Herstellungsverfahren, edelste
Rohstoffe und lange Lagerung ermöglichen
die Herstellung dieses , jedem Pilsener

gleichwertigen , Qualitä, shieres

KARLSRUHE :

Hell Lager - Bier
ist, da leichter eingebraut und sehr koh len¬
säurereich, ein vorzügliches und wohlbekömm-

liches Erfrischungsgetränk.

Dunkles Bier
zeichnet sich durch vollen süssen Trunk,
durch hohen Extraktgehalt und Nährwert aus.

Sport
Wandel ' ]! . Tourenstiefel ,
Strümpfe , Aktrsgnniaschen und
Loden wickelbinden , Münchener
Loden und Sportanzüge , Bozener
Mäntel , Rucksacke , Aluminium -
Artikel .

Bergsport . Stiefel mit schwerstem Beschlag, lvletter -
stiefel, Hosen, , oberbayrische blaue Leinenkitlel , Kletter¬
seile, geprüfte Steigeisen , Eispickel . D .1

Tarnen . Fußball , leie !) !- u . Schiusraihlelik. Tennis .
■ SdlWimi - NlMlll.

"
Katalog frei. Versand nach auswärts .

Sport -Beier iia
'wtr. in

bei der Hirschstraße.

Bureaus - Verlegung u . Empfehlung.
Wir bitten unsere w . Kundschaft davon Kenntnis zu

uehmen , daß wir , dem größer gewordcuen Betriebe unserer
Karlsruher Geschäftsstelle Rechnung tragend , unsere
Bureaus nach D .101

Lammftratze Nr . 12 , I , Stock,
verlegt haben und stellen unsere Ticnste für alle von uns
bearbeiteten Geschäftszweige des

Bodenkreditverkehrs :
Hypotheken - (Bewährung und Vermittlung in
Stadt und Land in jedem Betrage ; Anlage von
Privatkapital streng und reell nach gründlicher
Vorprüfung spesenfrei; Ankauf tt - Verkauf von
Zielern u . Restkaufschillingin jeder Größe ; Ankauf
v. Handwerker-Wechseln , sow . Gewährung v . Bau¬
geld ; Verkauf v . Effekten jed . nur Anlage-Werte

zur Beratung u . z . Abschluß koulant u . reell z . Verfügung .
Die Geschäftsstelle Karlsruhe der

BadischeFmanz- u .Handelsgesellschast
m . b . H .

Direktion : Otto Katzenherger in Pforzheim .
Fernsprecher Nr . 2732 .

Universität Zürich.
Das Verzeichnis der Vorlesungen für das Wintersemester

1912/13 kann für 50 Cts. (inkl. 10 Cts . Porto) bezogen werden
von der Kanzlei der Universität .

ZU II i . II.
Tagesschule mit 5 Abteilungen
für Weberei u. Musterzeichnen

Gründl. prakt. u . theoret. Ausbildung von Fabrikanten, Direktoren,
Musterzeichner, Webereitechniker und Werkmeister.

Beginn der Kurse Ostern u . Michaelis jeden Jahres. Näh . Auskunft
u . illustr . Programm bereitwilligstdurch den Direktor Möller . m

■■ - ■ ■ ■ ■ — ■

Pferdeimport Gottfried Cahn , Saarlouis
Spezialität : Direkter Import
von englifchen u . Irüchen
Reit-, Üagd« und Springpferden.

Gegründet 1824
Fernsprech . 74

OMelMsdie
Versicherungs - Gesellschaft

in MANNHEIM
Gegründet 1886

Emittiertes Grundkapital: 5 Millionen Mk .

See - , HnO - n . Land - Iransport-Uersicliernng .
Automobil ■ Versicherung

llnlall-llefslclernng,
insbesondere die

Versicherung einzelner Personen gegen alle Unfälle mit
und ohne Prämienrückgewähr;

Landl « und Seereise —Unfall-Versicherung (Weltpolice ) ;
Reise - Unfall - Versicherung , auch auf Lebens¬

zeit mit nur einmaliger Prämienzahlung ;
Spezial - Radfahrer —Unfall-Versicherung.
KolleKtlv - Unfall - Versieherung ;
Haltjlllefct-Ilertlctenai .
telnll-, BiftnStdit - « . iitBartll-yenichniM

C .938
mittelst einer

Police (kombinierte Automobil - Versieh .).
Blw -Denidiemii.
ttrtnd-, BKtetrtl- wI Inuhiu fwuctenw .
Vertreter an allen Plätzen gesucht . Hohe Provisionen.

8
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